Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1893 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l _ 68070 — 5728/67 


Bonn, den 20. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

die Vorschläge der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für 

I. eine Richtlinie des Rats über die Einführung gemein- 
schaftlicher Probenahmeverfahren und Analysemetho- 
den für die amtliche Untersuchung von Futtermitteln 

ergänzt durch den neu vorzulegenden Entwurf eines 
Beschlusses des Rats über die Einsetzung eines Ständi- 
gen Futtermittelausschusses 

IL a) einen Beschluß des Rats zur Einsetzung eines Stän- 
digen Veterinärausschusses 

b) eine Richtlinie des Rats zur Regelung gesundheit- 
licher Fragen beim Handelsverkehr mit frischem 
Geflügelfleisch 

c) eine Richtlinie des Rats zur Regelung gesundheit- 
licher und lebensmittelrechtlicher Fragen beim Han- 
delsverkehr mit Fleischerzeugnissen 

d) eine Richtlinie des Rats zur Regelung viehseuchen- 
rechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der 
Einfuhr von Rindern und Schweinen und von fri- 
schem Fleisch aus Drittländern 

IIL a) einen Beschluß des Rats zur Einsetzung eines Stän- 
digen Lebensmittelausschusses 
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b) eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie 
des Rats vom 5. November 1963 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für kon- 
servierende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen 

die geänderten Vorschläge der Kommission der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft für 

c) eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richt- 
linie des Rats vom 23, Oktober 1962 zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
für färbende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen 

d) eine Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für Antioxydan- 
tien, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 

e) eine Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für Kakao und 
Schokolade 

den Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für 

f) eine Richtlinie des Rats über Konfitüren, Marme- 
laden, Gelees und Maronenkrem. 

Die ursprünglichen Vorschläge der Kommission sind: 

zu 1. mit Schreiben vom 9. November 1964 

— Aktenzeichen 6 — 68070 — 6134/64 

zu 11. a) mit Schreiben vom 21. Oktober 1965 

— Aktenzeichen 11/ 1 — 68070 — 6052/65 

b) und c) mit Schreiben vom 6. Januar 1964 
— Aktenzeichen 6 — 68070 — 5021/64 

d) mit Schreiben vom 21. Oktober 1965 
— Aktenzeichen II/l 68070 — 6052/65 

zu III. a) bis e) mit Schreiben vom 21. Oktober 1965 
— Aktenzeichen II/l — 68070 — 6052/65 

f) mit Schreiben vom 5. Juli 1965 

— Aktenzeichen II/l — 68070 — 5752/65 

übersandt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 

Vorschlägen ist vorgesehen; die Anhörung des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 

ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 

ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Einführung gemeinschaftlicher Probenahmeverfahren 
und Analysemethoden für die amtliche Untersuchung 
von Futtermitteln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Ewägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung, der Einsatz und der gewerbs- 
mäßige Verkehr mit Futtermitteln nimmt in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einen sehr 
wichtigen Platz ein. 

Die tierische Erzeugung in der Landwirtschaft 
hängt weitgehend von dem Einsatz guter nnd geeig- 
neter Futtermittel ab. 

Eine Regelung des Sachgebietes der Futtermittel 
stellt daher einen wesentlichen Faktor zur Steige- 
rung der Produktivität der Landwirtschaft dar. 

Die Aufstellung gemeinschaftlicher Voraussetzun- 
gen für die Zusammensetzung von Futtermitteln, 
die innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft verwendet werden, erfordert für die amtliche 
Untersuchung durch Organe der Mitgliedstaaten ein- 
heitliche Probenahmeverfahren und Analysemetho- 
den. 

Auch bei der Überprüfung, ob die noch bestehen- 
den nationalen Normen eingehalten worden sind, 
ist es geboten, Probenahmeverfahren und Analyse- 
methoden vorzusehen, die in der ganzen Gemein- 
schaft angewendet werden. 

Da besondere Vorschriften für die Zusatzstoffe zu 
Futtermitteln in naher Zukunft vorgesehen sind, 
können die Probenahmeverfahren und die Analyse- 
methoden für diese Stoffe von der Richtlinie aus- 
genommen werden. 

Die Festlegung der Probenahmeverfahren und 
Analysemethoden hat ausschließlich den Charakter 
technischer, fachwissenschaftlicher Durchführungs- 
maßnahmen; ihre Entwicklung, Verbesserung und 
Ergänzung müssen durch ein schnelles Verfahren er- 
möglicht werden; es ist daher zweckmäßig, ihren 
Erlaß der Kommission zu übertragen, 

Um die Durchführung dieser Maßnahmen zu er- 
leichtern, soll ein Verfahren eingeführt werden, 
durch das im Rahmen eines ständigen Futtermittel- 
ausschusses eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission stattfindet — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die amtlichen Untersuchungen 
von Futtermitteln zur Feststellung, ob die aufgrund 
von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften festge- 
legten Voraussetzungen hinsichtlich der Zusammen- 
setzung der Futtermittel — ausgenommen die Zu- 
satzstoffe — erfüllt sind, nach gemeinschaftlichen 
Probenahmeverfahren und Analysemethoden inner- 
halb der Frist durchgeführt werden, die gemäß 
Artikel 2 in der Richtlinie zur Bestimmung dieser 
Verfahren und Methoden festgesetzt wird. 


Artikel 2 

Diese Verfahren und Methoden werden unter Be- 
rücksichtigung des Standes der wissenschaftlichen 
und technischen Kenntnisse sowie der bereits be- 
währten Verfahren und Methoden gemäß dem Ver- 
fahren des Artikels 3 durch Richtlinie festgelegt. 


Artikel '3 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 

Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom 

eingesetzten Ständigen Ausschuß für Futtermittel, 
im folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
Entsprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich die zu 
treffenden Maßnahmen vor. 
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W 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kommis- 
sion die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie gilt nicht für Futtermittel, die zur 
Ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt sind. 

Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
den Bestimmungen dieser Richtlinie innerhalb eines 


Jahres nach ihrer Bekanntmachung nachzukommen. 
Sie setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

(2) Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie tragen die 
Mitgliedstaaten außerdem dafür Sorge, daß die Kom- 
mission von allen späteren Entwürfen wesentlicher 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften, die sie auf 
dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlas- 
sen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, 
daß sie sich dazu äußern kann. 


A r t i k e 1 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Entwurf eines Beschlusses des Rats 
über die Einsetzung eines Ständigen Futtermittelausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die vom Ministerrat erlassenen Vorschriften im 
Futtermittelbereich sehen zur leichteren Durchfüh- 
rung ihrer Bestimmungen ein Verfahren für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission vor: es ist zweckmäßig, zur 
Verwirklichung dieser Zusammenarbeit einen Aus- 
schuß einzusetzen, der mit der Wahrnehmung der 
ihm durch diese Vorschriften übertragenen Aufgaben 
betraut ist. 

Es ist wünschenswert, daß sich diese Zusammen- 
arbeit auf alle von diesen Vorschriften erfaßten Be- 
reiche erstreckt; zu diesem Zweck sollte der ge- 
nannte Ausschuß ermächtigt werden, alle in diese 
Bereiche fallenden Fragen zu prüfen — 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Ständiger Futtermittelausschuß — im 
folgenden „Ausschuß'' genannt — unter dem Vorsitz 
eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 


Artikel 2 

Der Ausschuß nimmt die Aufgaben wahr, die ihm 
in den vom Rat im Futtermittelbereich erlassenen 
Vorschriften in den dort vorgesehenen Fällen und 
unter den dort vorgesehenen Bedingungen übertra- 
gen sind. 

Er kann außerdem jede andere in den Bereich die- 
ser Vorschriften fallende Frage prüfen, die ihm der 
Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates vorlegt. 


Artikel 3 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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Entwurf eines Beschlusses des Rats 
zur Einsetzung eines Ständigen Veterinärausschusses 


Der verfügende Teil des Beschlußentwurfs erhält 
folgende Fassung: 


Artikel 1 

Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
bestehender Ständiger Veterinärausschuß — im fol- 
genden „Ausschuß^^ genannt — unter dem Vorsitz 
eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 


Artikel 2 

Der Ausschuß nimmt die Aufgaben wahr, die ihm 
in den vom Rat im Veterinärbereich erlassenen Vor- 
schriften in den dort vorgesehenen Fällen und unter 
den dort vorgesehenen Bedingungen übertragen 
sind. 

Er kann außerdem jede andere in den Bereich die- 
ser Vorschriften fallende Frage prüfen, die ihm der 
Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates vorlegt. 


Artikel 3 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim Handelsverkehr 
mit frischem Geflügelfleisch 


A. Ailiktii 4, Absdlz 3 

1. Im 2. Unterabsatz wird der zweite Satz wie 
folgt geändert: 

„Unter Berücksichtigung dieses Gutachtens 
können gemäß dem Verfahren des Artikels 10 
bis die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, 
vorübergehend das Verbringen von frischem 
Geflügelfleisch, das aus dem betreffenden 
Schlachtbetrieb stammt, in ihr Hoheitsgebiet 
zu untersagen." 

2. Der 3. Unterabsatz wird wie folgt geändert: 
„Die vorbezeichnete Ermächtigung kann unter 
Berücksichtigung eines von einem der meh- 
reren tierärztlichen Sachverständigen erstell- 
ten neuen Gutachtens gemäß dem Verfahren 
des Artikels widerrufen werden." 

3. Der 5. Unterabsatz wird wie folgt geändert: 

„Die allgemeinen Durchführungsvorschriften, 
insbesondere für die Bestimmung der tier- 
ärztlichen Sachverständigen und das bei der 
Erstattung der Gutachten einzuhaltende Ver- 
fahren werden gemäß dem Verfahren des 
Artikels erlassen." 

B. Artikel 9 

Der letzte Absatz wird wie folgt geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels wird 

auf Vorschlag der Mitgliedstaaten die Liste der- 
jenigen tierärztlichen Sachverständigen, die mit 
der Erstattung derartiger Gutachten betraut wer- 
werden können, aufgestellt. Gemäß dem glei- 
chen Verfahren werden die allgemeinen Durch- 
führungsvorschriften, insbesondere für das bei 
der Erstattung der Gutachten einzuhaltende Ver- 
fahren erlassen." 

C. A r t i k e 1 10 

Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

„(4) Gemäß dem Verfahren des Artikels 10^^^ 
können die nach Absatz 2 getroffenen Maßnah- 
men überprüft und gegebenenfalls geändert oder 
aufgehoben werden." 

D. Nach Artikel 10 werden folgende neue Artikel 
eingefügt: 

„Artikel 10^^^*^ 


Kommission nach Anhörung des durch Beschluß 
des Rats vom . . . eingesetzten Ständigen Vete- 
rinär-Ausschusses in einem Dringlichkeitsverfah- 
ren über die zu treffenden Maßnahmen. Diese 
Maßnahmen werden unverzüglich allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie sind sofort durchzu- 
führen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kom- 
mission getroffenen Maßnahmen binnen einer 
Frist von einer Woche nach ihrer Notifizierung 
dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann die Maßnahmen mit qualifi- 
zierter Mehrheit ändern oder aufheben." 

„Artikel 10^^' 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom . . . 
eingesetzten Ständigen Veterinär-Ausschuß, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen in- 
nerhalb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen 
bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 12 Stimmen zu- 
stande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit 
sie der Stellungnahme des Ausschusses entspre- 
chen. Entsprechen sie der Stellungnahme des 
Ausschusses nicht oder ist eine Stellungnahme 
nicht ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Mona- 
ten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die 
Kommission die von ihr vorgeschlagenen Maß- 
nahmen und sorgt für ihren sofortigen Vollzug." 


(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte E. 1. In der 12. Begründung sind in der vorletzten 
Verfahren Bezug genommen, so entscheidet die Zeile die Worte: 
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„von der Kommission" zu streichen, so daß 
dieser Erwägungsgrund wie folgt endet: 

„der aus einer nach einem Gemeinschafts- 
verfahren im Rahmen des durch den Beschluß 
des Rats vom . . . eingesetzten Ständigen 
Veterinär-Ausschuß aufgestellten Liste ausge- 
wählt werden; die Durchführungsvorschriften 
für die Erstattung der Gutachten werden nach 
dem gleichen Verfahren erlassen." 

2. In der 13. Begründung sind nach dem Wort 
„Gemeinschaftsverfahren" die Worte „im 
Rahmen des vorerwähnten Ständigen Veteri- 
när-Ausschusses" einzufügen. 

3. In der letzten (15.) Begründung sind die letz- 
ten Worte „ein Konsultationsverfahren vor- 
gesehen wird" durch die Worte „ein schnel- 
les Gemeinschaftsverfahren im Rahmen des 
vorerwähnten Ständigen Veterinär-Ausschus- 
ses vorgesehen wird, gemäß dem die von 
einem Mitgliedstaat getroffenen Maßnahmen 
in enger Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten und der Kommission überprüft 
und gegebenenfalls geändert oder aufgeho- 
ben werden können", zu ersetzen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Regelung gesundheitlicher und lebensmittelrechtlicher 
Fragen beim Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen 


A. Artikel 2 

Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

„(3) Gemäß dem Verfahren des Artikels 13*®^ 
kann festgestellt werden, ob ein bestimmtes 
Fleisdierzeugnis unter die Begriffsbestimmung 
der Absätze 1 und 2 fällt." 

B. Artikel 4 

In Absatz 2 wird der letzte Satz wie folgt 
geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 13*®^ kön- 
nen die Einzelheiten für diese Unterstützung 
festgelegt werden," 

C. Artikel 5 Absatz 3 

1. Im 2. Unterabsatz wird der 2. Satz wie folgt 
geändert: 

„Unter Berücksichtigung dieses Gutachtens 
können gemäß dem Verfahren des Arti- 
kels 13^^® die Mitgliedstaaten ermächtigt 
werden, vorübergehend das Verbringen von 
Fleischerzeugnissen, die aus dem betreffen- 
den Herstellungsbetrieb stammen, in ihr 
Hoheitsgebiet zu untersagen." 

2. Der 3. Unterabsatz wird wie folgt geändert: 
„Die vorbezeichnete Ermächtigung kann 
unter Berücksichtigung eines von einem 
oder mehreren tierärztlichen Sachverständi- 
gen erstellten neuen Gutachtens gemäß dem 
Verfahren des Artikels 13^^® widerrufen 
werden." 

3. Der 5. Unterabsatz wird wie folgt geändert: 
„Die allgemeinen Durchführungsvorschriften, 
insbesondere für die Bestimmung der tier- 
ärztlichen Sachverständigen und das bei der 
Erstattung der Gutachten einzuhaltende Ver- 
fahren, werden gemäß dem Verfahren des 
Artikels 13*®^ erlassen." 

D. Artikel 8 Absatz 2 

Der letzte Unterabsatz wird wie folgt geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 13*®^ wird 
auf Vorschlag der Mitgliedstaaten die Liste der- 
jenigen tierärztlichen Sachverständigen, die mit 
der Erstattung derartiger Gutachten betraut 
werden können, aufgestellt. Gemäß dem glei- 
chen Verfahren werden die allgemeinen Durch- 
führungsvorschriften, insbesondere für das bei 


der Erstattung der Gutachten einzuhaltcndc 
Verfahren, erlassen." 

E. Artikel 9 

Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

„(4) Gemäß dem Verfahren des Artikels 13^^^ 
können die nach Absatz 2 getroffenen Maß- 
nahmen überprüft und gegebenenfalls geändert 
oder aufgehoben werden." 

F. Artikel 12 

wird wie folgt geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 13^®^ 

a) werden die Fleischerzeugnisse bestimmt, 
denen die in Artikel 10 Absatz 1 Buch- 
staben d) und e) aufgeführten Stoffe zu- 
gesetzt werden dürfen, und die Bedingungen 
dieses Zusatzes; 

b) (gestrichen) ; 

c) kann die Liste der in Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe i) aufgeführten Lebensmittel 
ergänzt werden; 

d) können die Verwendung bestimmter Stoffe 
oder Erzeugnisse für die Behandlung der 
Därme und anderer eßbarer Umhüllungen 
zugelassen sowie die Bedingungen dieser 
Verwendung festgelegt werden; 

e) können die zur Nachprüfung der Zusammen- 
setzung der Fleischerzeugnisse notwendigen 
Analysemethoden festgelegt werden." 

G. Nach Artikel 13 werden folgende neue Arti- 
kel eingefügt: 

„Artikel 13 ^'^ 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so entscheidet die 
Kommission nach Anhörung des durch Beschluß 
des Rats vom . . . eingesetzten Ständigen Vete- 
rinär-Ausschusses in einem Dringlichkeitsver- 
fahren über die zu treffenden Maßnahmen. 
Diese Maßnahmen werden unverzüglich allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie sind sofort durch- 
zuführen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kom- 
mission getroffenen Maßnahmen binnen einer 
Frist von einer Woche nach ihrer Notifizierung 
dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich 
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zusammen. Er kann die Maßnahmen mit quali- 
fizierter Mehrheit ändern oder aufheben." 

„Artikel 13^®^ 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende 

a) in den Fällen des Artikels 2 Absatz 3, 
Artikels 4 Absatz 2 letzter Satz, Artikels 5 
Absatz 3 5. Unterabsatz, Artikels 8 Ab- 
satz 2 letzter Unterabsatz, 

den durch Beschluß des Rats vom . . . ein- 
gesetzten Ständigen Veterinär-Ausschuß, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, 

b) in den Fällen des Artikels 12 den durch Be- 
schluß des Rats vom . . . eingesetzten Ständi- 
gen Lebensmittel-Ausschuß, im folgenden 
„Ausschuß" genannt, 

entweder von sich aus oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaates. 

(2) In dem nach Absatz 1 zuständigen Aus- 
schuß werden die Stimmen der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewo- 
gen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der nach Absatz 1 zuständige Ausschuß nimmt 
zu diesen Maßnahmen innerhalb einer Frist, die 
der Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit 
der zu prüfenden Fragen bestimmen kann, Stel- 
lung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit 
sie der Stellungnahme des nach Absatz 1 zu- 
ständigen Ausschusses entsprechen. Entspre- 
chen sie der Stellungnahme dieses Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergan- 
gen, so schlägt die Kommission dem Rat unver- 
züglich die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit 
entscheidet, nach Ablauf einer Frist von 3 Mo- 
naten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft 
die Kommission die von ihr vorgeschlagenen 


Maßnahmen und sorgt für ihren sofortigen Voll- 
zug." 


H. 1. Nach der 5. Begründung ist folgende neue 
Begründung einzufügen: 

„Es ist zweckmäßig für die Feststellung, ob 
ein bestimmtes Fleischerzeugnis unter den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, 
ein Gemeinschaftsverfahren im Rahmen des 
durch den Beschluß des Rats vom . . . 
eingesetzten Veterinär-Ausschusses vorzu- 
sehen." 

2. In der 12. Begründung sind nach dem Wort 
„Gemeinschaftsverfahren" die Worte „im 
Rahmen des vorerwähnten Ständigen Vete- 
rinär-Ausschusses" einzufügen. 

3. In der 13. Begründung sind die letzten 
Worte „ein Konsultationsverfahren vor- 
gesehen wird" durch die Worte „ein schnel- 
les Gemeinschaftsverfahren im Rahmen des 
vorerwähnten Ständigen Veterinär-Aus- 
schusses vorgesehen wird, gemäß dem die 
von einem Mitgliedstaat getroffenen Maß- 
nahmen in enger Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission 
überprüft und gegebenenfalls geändert oder 
aufgehoben werden können." zu ersetzen. 

4. Die 16., 17. und 18. Begründung sind zu strei- 
chen, und an deren Stelle ist folgende neue 
Begründung aufzunehmen: 

„Es ist weiterhin zweckmäßig, für Maßnah- 
men lebensmitteltechnischer Art, wie die Be- 
stimmung der Fleischerzeugnisse, denen die 
zugelassenen stärkehaltigen und eiweiß- 
haltigen Stoffe zugesetzt werden dürfen, die 
Bestimmung der Bedingungen dieses Zusat- 
zes sowie die Bestimmung der zur Nachprü- 
fung der Zusammensetzung der Fleisch- 
erzeugnisse notwendigen Analysemetho- 
den, ein Gemeinschaftsverfahren im Rahmen 
der durch den Beschluß des Rats vom . . . ein- 
gesetzten Ständigen Lebensmittelausschus- 
ses vorzusehen, wodurch hierbei eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission herbeigeführt 
wird. " 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Regelung viehseuchenrechtlicher und gesundheitlicher 
Fragen bei der Einfuhr von Rindern und Schweinen und von 
frischem Fleisch aus Drittländern 


A. A r t i k e 1 15 

In Absatz 2 werden die Worte „In dem Verfah- 
ren gemäß Artikel 30" ersetzt durch die Worte 
„Gemäß dem Verfahren des Artikels 

B. Artikel 18 

In Absatz 2 werden die Worte „In dem Verfah- 
ren gemäß Artikel 30" ersetzt durch die Worte 
„Gemäß dem Verfahren des Artikels 30^^^". 

C. Artikel 23 

Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Gelangt ein Mitgliedstaat zu der Überzeu- 
gung, daß die Bestimmungen, an die die Zulas- 
sung geknüpft ist, in einem von einem anderen 
Mitgliedstaat zugelassenen Schlachthof oder 
Zerlegungsbetrieb eines Drittlandes nicht oder 
nicht mehr eingehalten werden, oder daß der von 
einem anderen Mitgliedstaat vorgenommene 
Widerruf einer Zulassung nicht gerechtfertigt ist, 
so kann er beantragen, daß die Entscheidung 
über die Zulassung oder den Widerruf der Zu- 
lassung dieses Schlachthofes oder Zerlegungs- 
betriebs gemäß dem Verfahren des Artikels 30 
überprüft und gegebenenfalls aufgehoben wird." 

D. Artikel 24 

In Absatz 2 werden die Worte „In dem Ver- 
fahren gemäß Artikel 30" ersetzt durch die Worte 
„Gemäß dem Verfahren des Artikels 30^^^^". 

E. Artikel 26 

In Absatz 2 werden die Worte „In dem Ver- 
fahren gemäß Artikel 30" ersetzt durch die Worte 
„Gemäß dem Verfahren des Artikels 30^^^". 


F. Artikel 30 

wird wie folgt geändert: 

„Artikel 30 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so entscheidet die 
Kommission nach Anhörung des durch Beschluß 


des Rats vom . . . eingesetzten Ständigen 
Veterinär- Ausschusses in einem Dringlichkeits- 
verfahren über die zu treffenden Maßnahmen. 
Diese Maßnahmen werden unverzüglich allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie sind sofort durch- 
zuführen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kom- 
mission getroffenen Maßnahmen binnen einer 
Frist von einer Woche nach ihrer Notifizierung 
dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann die Maßnahmen mit qualifizier- 
ter Mehrheit ändern oder aufheben." 


G. Nach Artikel 30 wird folgender neuer Artikel 
30^^® eingefügt: 

„Artikel 30^^^ 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom . . . 
eingesetzten Ständigen Veterinär- Ausschuß, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen inner- 
halb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen 
bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 12 Stimmen zu- 
stande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit 
sie der Stellungnahme des Ausschusses ent- 
sprechen. Entsprechen sie der Stellungnahme 
des Ausschusses nicht oder ist eine Stellung- 
nahme nicht ergangen, so schlägt die Kommis- 
sion dem Rat unverzüglich die zu treffenden Maß- 
nahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit 
entscheidet, nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft 
die Kommission die von ihr vorgeschlagenen 
Maßnahmen und sorgt für ihren sofortigen Voll- 
zug." 
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H. 1. In der 15. Begründung sind nach den Worten 
„so schnell wie möglich" die Worte „gege- 
benenfalls im Dringlichkeitsverfahren" ein- 
zufügen. 

2. Nach der 19. Begründung ist folgende neue 
Begründung einzufügen; 

„Es ist jedoch zweckmäßig, für die Beilegung 
etwaiger Streitfälle zwischen den Mitglied- 
staaten über die Berechtigung der Zulassung 
oder des Widerrufs einer Zulassung eines 
Schlachthofes oder Zerlegungsbetriebes ein 
schnelles Gemeinschaftsverfahren vorzuse- 
hen. " 
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Entwurf eines Beschlusses des Rats 
zur Einsetzung eines Ständigen Lebensmittelausschusses 


Der Beschlußentwurf wird wie folgt neu gefaßt: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die vom Rat im Lebensmittelbereich erlassenen 
Vorschriften sehen, um ihre Durchführung zu er- 
leichtern, ein Verfahren für eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission vor; es ist zweckmäßig, zur Verwirklichung 
dieser Zusammenarbeit einen Ausschuß einzusetzen, 
der mit der Wahrnehmung der ihm durch diese 
Vorschriften übertragenen Aufgaben betraut ist. 

Es ist wünschenswert, daß sich diese Zusammen- 
arbeit auf alle von diesen Vorschriften erfaßten Be- 
reiche erstreckt; zu diesem Zweck sollte der ge- 
nannte Ausschuß ermächtigt werden, alle in diesen 
Bereich fallenden Fragen zu prüfen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird ein aus Vertretern der Mitgliedstaaten be- 
stehender Ständiger Lebensmittelausschuß — im 
folgenden „Ausschuß"' genannt — unter dem Vor- 
sitz eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 

Artikel 2 

Der Ausschuß nimmt die Aufgaben wahr, die ihm 
in den vom Rat im Lebensmittelbereich erlassenen 
Vorschriften in den dort vorgesehenen Fällen und 
unter den dort vorgesehenen Bedingungen übertra- 
gen sind. Er kann außerdem jede andere in den Be- 
reich dieser Vorschriften fallende Frage prüfen,' die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
eines Mitgliedstaates vorlegt. 


Artikel 3 

Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 5. November 1963 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
konservierende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden 

dürfen 


Der Richtlinienvorschlag erhält folgende Fassung: 

„DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschafsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Ewägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 8 Absatz (2) der Richtlinie des 
Rats vom 5. November 1963 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für konser- 
vierende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen ^), hat die Kommission die Zuständig- 
heit erhalten, nach Anhörung der Mitgliedstaaten 
die für die Nachprüfung der Reinheitskriterien, de- 
nen die konservierenden Stoffe entsprechen müssen, 
erforderlichen Analysemethoden zu bestimmen. 

Es ist zweckmäßig, daß die Kommission damit 
betraut wird, die in der Riditlinie des Rats vom 
26. Januar 1965 2) festgelegten spezifischen Rein- 
heitskriterien für konservierende Stoffe zu ändern 
und zu vervollständigen, und die Art und Weise der 
Probenahme sowie die Analysemethoden zum Nach- 
weis und zur Identifizierung von konservierenden 
Stoffen in und auf Lebensmitteln zu bestimmen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Durchführung der im Lebens- 
mittelbereich aufgestellten Regeln überträgt, ist ein 
Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen des 
durch den Beschluß des Rats vom . . . eingesetzten 
Ständigen Lebensmittelausschusses eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission herbeigeführt wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 7 Buchstabe b) der Richtlinie des Rats vom 
5. November 1963, nadistehend „Richtlinie" genannt, 
wird wie folgt geändert: 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 22 
vom 9. Februar 1965, S. 373/65 


b) den für sie geltenden spezifischen Reinheits- 
kriterien entsprechen." 


Artikel 2 

Artikel 8 der Richtlinie wird wie folgt geändert: 
„Gemäß dem Verfahren des Artikels 8’^^^ 

a) können aufgrund der Forschungsergebnisse auf 
dem Gebiet des Gesundheitsschutzes dje durch 
Richtlinie des Rats vom 26. Januar 1965 festge- 
legten spezifischen Reinheitskriterien geändert 
und vervollständigt werden; 

b) werden 

— die zur Nachprüfung der in Artikel 7 genann- 
ten allgemeinen und spezifischen Reinheits- 
kriterien erforderlichen Analysemethoden, 

— die Art und Weise der Probenahme sowie die 
Analysemethoden zum Nachweis und zur 
Identifizierung von konservierenden Stoffen 
in und auf Lebensmitteln einschließlich der 
Änderung und Vervollständigung bereits er- 
lassener Vorschriften 

bestimmt". 

Artikel 3 

Nach Artikel 8 der Richtlinie wird folgender 
Artikel eingefügt: 

„Artikel 8 a 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den durch Beschluß des Rats vom . . . einge- 
setzten Ständigen Lebensmittelausschuß, im folgen- 
den „Ausschuß" genannt, entweder von sich aus 
oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
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kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie der 
Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. Ent- 
sprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, 
so schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich 
die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kom- 
mission die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug." 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Änderung der Richtlinie des Rats vom 23. Oktober 1962 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
färbende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


Der Richtlinienvorschlag erhält folgende geänderte [ 
Fassung; ! 

i 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 1 1 Absatz (2) der Richtlinie des 
Rats vom 23. Oktober 1962 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für färbende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen ^), hat die Kommission die Zuständigkeit erhal- 
ten, nach Anhörung der Mitgliedstaaten die für die 
Nachprüfung der Reinheitskriterien, denen die fär- 
benden Stoffe entsprechen müssen, erforderlichen 
Analysemethoden zu bestimmen. 

Es ist zweckmäßig, daß die Kommission damit be- 
traut wird, die in Anhang III der Richtlinie vom 
23. Oktober 1962 festgelegten spezifischen Rein- 
heitskriterien für färbende Stoffe zu ändern und zu 
vervollständigen, und die Art und Weise der Probe- 
nahme sowie die Analysemethoden zum Nachweis 
und zur Identifizierung von färbenden Stoffen in und 
auf Lebensmitteln zu bestimmen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Durchführung der im 
Lebensmittelbereich aufgestellten Regeln überträgt, 
ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen 
des durch den Beschluß des Rats vom . . . einge- 
setzten Ständigen Lebensmittelausschusses eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission herbeigeführt wird — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 11 der Richtlinie des Rats vom 23. Oktober 
1962, nachstehend „Richtlinie" genannt, wird wie 
fogt geändert; 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 11 a 

a) können aufgrund der Forschungsergebnisse auf i 
dem Gebiet des Gesundheitsschutzes die in An- ' 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 115 
vom 11. November 1962, S. 2645/62 


hang III festgelegten spezifischen Reinheitskrite- 
rien geändert und vervollständigt werden; 

b) werden 

— die zur Nachprüfung der in Anhang II fest- 
gelegten allgemeinen und spezifischen Rein- 
heitskriterien erforderlichen Analysemetho- 
den, 

— die Art und Weise der Probenahme sowie die 
Analysemethoden zum Nachweis von färben- 
den Stoffen in und auf Lebensmitteln 

bestimmt." 

Artikel 2 

Nach Artikel 11 der Richtlinie wird folgender 
Artikel eingefügt: 

„Artikel 11a 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den durch Beschluß des Rats vom . . . eingesetzten 
Ständigen Lebensmittelausschuß, im folgenden „Aus- 
schuß" genannt, entweder von sich aus oder auf 
Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie der 
Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. Ent- 
sprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich die 

i zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kommis- 
sion die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug." 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
Antioxydantien, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


A. Artikel G dOb Vuibuiiays einer Richtiinie wird 
wie folgt geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 7 

a) werden aufgrund der Forschungsergebnisse 
auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes die 
spezifischen Reinheitskriterien für die im An- 
hang aufgeführten Stoffe festgelegt; 

b) werden 

— die zur Nachprüfung der in Artikel 5 
genannten allgemeinen und spezifischen 
Reinheitskriterien erforderlichen Analyse- 
methoden, 

— die Art und Weise der Probenahme sowie 
die Analysemethoden zum Nachweis und 
zur Identifizierung von Antioxydantien in 
und auf Lebensmitteln 

bestimmt." 

B. Nach Artikel 6 des Richtlinienvorschlags wird 
folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 7 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom . . . 
eingesetzten Ständigen Lebensmittelausschuß, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 


Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen 
innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende ent- 
sprechend der Dringlichkeit der zu prüfenden 
Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stellung- 
nahme kommt mit einer Mehrheit von 12 Stim- 
men zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit 
sie der Stellungnahme des Ausschusses ent- 
sprechen. Entsprechen sie der Stellungnahme des 
Ausschusses nicht oder ist eine Stellungnahme 
nicht ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Mona- 
ten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die 
Kommission die vor ihr vorgeschlagenen Maß- 
nahmen und sorgt für ihren sofortigen Vollzug." 


C. Die Artikel 7, 8, 9, 10, 11 und 12 des Richtlinien- 
vorschlags erhalten entsprechend die Num- 
mern 8, 9, 10, 11, 12 und 13. 


D. Infolge der vorstehenden Änderungen wird der 
sechste Erwägungsgrund des Richtlinienvor- 
schlags durch folgenden Erwägungsgrund ersetzt: 

„In allen Fällen, in denen der Rat der Kommis- 
sion Zuständigkeiten für die Durchführung der 
im Lebensmittelbereich aufgestellten Regeln 
überträgt, ist ein Verfahren vorzusehen, durch 
das im Rahmen des durch den Beschluß des Rats 
vom . . . eingesetzten Ständigen Lebensmittel- 
ausschusses eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission herbei- 
geführt wird." 
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Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
für Kakao und Schokolade 


A. Artikel 4 des Richtlinienvorschlags wird wie 
folgt geändert: 

„(1) Gemäß dem Verfahren des Artikels 10 
werden 

a) die Liste der Lösungsmittel, die für die Ex- 
traktion von Kakaobutter verwendet werden 
dürfen, 

b) die Reinheitskriterien für Kakaobutter, für 
die zu ihrer Extraktion verwendeten Lösungs- 
mittel lund, falls erforderlich, für die anderen 
in der Anlage genannten Erzeugnisse, die zu- 
gesetzt oder bei der Bearbeitung verwendet 
werden, 

bestimmt. 

(2) Bis zu dem Zeitpunkt, in dem die in Absatz 
(1) Buchstabe a) genannte Liste erlassen ist, 
lassen die Mitgliedstaaten für die Extraktion von 
Kakaobutter ausschließlich Petroleumbenzin 60/ 
80 (sogenanntes B-Benzin) zu." 

B. Artikel 9 des Richtlinienvorschlags wird wie folgt 
geändert: 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 10 werden 

a) die zur Nachprüfung der in Artikel 4 Ab- 
satz (1) Buchstabe b) genannten Reinheits- 
kriterien erforderlichen Analysemethoden 

b) die Art und Weise der Probenahme sowie die 
zur Nachprüfung der Zusammensetzung und 
der Herstellungsmerkmale der in der Anlage 
definierten Erzeugnisse erforderlichen Ana- 
lysemethoden 

bestimmt." 

C. Nach Artikel 9 des Richtlinienvorschlags wird 
folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 10 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom 

eingesetzten Ständigen Lebensmittelausschuß, im 


folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen in- 
nerhalb einer Frist, die der Vorsitzende ent- 
sprechend der Dringlichkeit der zu prüfenden 
Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stellung- 
nahme kommt mit einer Mehrheit von 12 Stim- 
men zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
Entsprechen sie der Stellungnahme des Ausschus- 
ses nicht oder ist eine Stellungnahme nicht er- 
gangen, so schlägt die Kommission dem Rat un- 
verzüglich die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Mona- 
ten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die 
Kommission die von ihr vorgeschlagenen Maß- 
nahmen und sorgt für ihren sofortigen Vollzug." 

D. Die Artikel 10, 11 und 12 des Richtlinienvor- 
schlags erhalten entsprechend die Nummern 11, 
12 und 13. 

E. Infolge der vorstehenden Änderungen wird der 
sechste Erwägungsgrund des Richtlinienvor- 
schlags durch folgenden Erwägungsgrund ersetzt: 

„In allen Fällen, in denen der Rat der Kommis- 
sion Zuständigkeiten für die Durchführung der 
im Lebensmittelbereich aufgestellten Regeln 
überträgt, ist ein Verfahren vorzusehen, durch 
das im Rahmen des durch den Beschluß des Rats 
vom eingesetzten Ständigen Lebens- 

mittelausschusses eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommis- 
sion herbeigeführt wird." 
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Drucksache V/1893 


Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über Konfitüren, Marmeladen, Gelees und Maronenkrem 


A. Artikel 6 des Richtlinienvorschlags wird wie folgt 
geändert- 

„Gemäß dem Verfahren des Artikels 7 werden die 
Art und Weise der Probenahme sowie die zur 
Nachprüfung der Zusammensetzung und der Her- 
stellungsmerkmale der in der Anlage II definier- 
ten Erzeugnisse erforderlichen Analysemethoden 
bestimmt." 


B. Nach Artikel 6 des Richtlinienvorschlags wird 
folgender Artikel eingefügt: 

»Artikel 7 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen» so befaßt der Vor- 
sitzende den durch Beschluß des Rats vom . . . 
eingesetzten Ständigen Lebensmittelausschuß, im 
folgenden „Ausschuß" genannt, entweder von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen in- 
nerhalb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen 
bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 


kommt mit einer Mehrheit von 12 Stimmen zu- 
stande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit 
sie der Stellungnahme des Ausschusses entspre- 
chen. Entsprechen sie der Stellungnahme des 
Ausschusses nicht oder ist eine Stellungnahme 
nicht ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Mona- 
ten keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die 
Kommission die von ihr vorgeschlagenen Maß- 
nahmen und sorgt für ihren sofortigen Vollzug.' 

C. Die Artikel 7, 8 und 9 des Richtlinienvorschlags 
erhalten entsprechend die Nummern 8, 9 und 10. 

D. Infolge der vorstehenden Änderungen wird der 
siebte Erwägungsgrund des Richtlinienvorschlags 
durch folgenden Erwägungsgrund ersetzt; 

„In allen Fällen, in denen der Rat der Kommis- 
sion Zuständigkeiten für die Durchführung der 
im Lebensmittelbereich aufgestellten Regeln über- 
trägt, ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch den Beschluß des Rats vom 
. . . eingesetzten Ständigen Lebensmittelaus- 
schusses eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission herbeige- 
führt wird." 
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Begründung 


1. Die Kommission hat dem Rat eine Reihe von 
Vorschlägen im Bereiche der Harmonisierung des 
Lebensmittelrechts und des Veterinärrechts unter- 
breitet, die unter anderem vorsehen, daß auch hier 
das sog. Verwaltungsausschußverfahren (in der im 
Rahmen der Organisation der Agrarmärkte gelten- 
den Form) für zahlreiche von der Kommission zu 
treffende Maßnahmen eingeführt werden soll. Das 
gleiche Problem stellt sich auch im Bereiche des 
Futtermittelrechts, ohne daß die Kommission hier 
bisher formell die Einführung des Verwaltungsaus- 
schußverfahrens vorgeschlagen hat. 

2. Bei der Behandlung dieser Vorschläge der Kom- 
mission in den Arbeitsgruppen des Rats und im 
Ausschuß der Ständigen Vertreter sind von einer 
Reihe von Mitgliedstaaten Bedenken dagegen erho- 
ben worden, das sogenannte Verwaltungsausschuß- 
verfahren in den genannten Bereichen einzuführen. 

3. Angesichts dieser Stellungnahmen hat die Kom- 
mission diese Frage erneut eingehend geprüft und 
legt dem Rat hiermit Vorschläge auf Einführung 
eines abgewandelten Systems vor. 

4. Diese Vorschläge der Kommission beruhen ins- 
besondere auf nachstehenden Gründen: 

a) Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die zur 
Harmonisierung der in Frage stehenden tech- 
nisch äußerst komplizierten Materien notwendi- 
gen Durchführungsmaßnahmen in dem vom Ver- 
trag vorgesehenen normalen Beschlußverfahren 
nicht binnen angemessener Zeit getroffen werden 
können. Insbesondere würde es nicht möglich 
sein, die notwendigen Harmonisierungsarbeiten 
in annähernd synchronisierter Weise zu den 
Zeitpunkten zu Ende zu führen, die im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik für das Stadium 
des einheitlichen Marktes vorgesehen sind. Es 
muß also ein Verfahren vorgesehen werden, 
welches sicherstellt, daß die notwendigen tech- 
nischen Durchführungsmaßnahmen von der Kom- 
mission oder vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission innerhalb angemessener Fristen erlassen 
werden. 

b) Bei der Konzeption dieses im Regelfall für der- 
artige Maßnahmen anwendbaren Verfahrens ist 


die Kommission von folgenden Erwägungen aus- 
gegangen: 

— der technische Charakter der Materie gebie- 
tet eine enge Zusammenarbeit der Kommis- 
sion mit den Sachverständigen der Mitglied- 
staaten, die sich, wie die Erfahrung lehrt, am 
wirkungsvollsten innerhalb eines Ausschus- 
ses vollzieht; 

— gelangt der Ausschuß, dem alle Entwürfe 
der Kommission zu unterbreiten sind, im Ein- 
zelfall zu einer positiven Stellungnahme 
(12 von 17 Stimmen), so erscheint diese als 
hinlängliche Grundlage dafür, daß die Kom- 
mission die beabsichtigte Maßnahme ergreift 
und für deren Vollzug sorgt; 

— fällt die Stellungnahme des Ausschusses 
dagegen negativ aus oder gelangt er über- 
haupt zu keiner Stellungnahme, so erscheint 
es angezeigt, dem Rat Gelegenheit zu geben, 
mit qualifizierter Mehrheit die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen. Der Rat bedarf in 
diesem Fall eines Vorschlags der Kommis- 
sion, den diese ihm unverzüglich unterbreitet; 

— gelingt es dem Rat nicht, innerhalb einer hin- 
reichend langen Frist, über deren Ablauf hin- 
aus die erforderlichen Maßnahmen nicht in 
der Schwebe bleiben dürfen, eine Entschei- 
dung zu treffen, so muß im Interesse der 
Durchführung der jeweiligen Richtlinie des 
Rats sichergestellt werden, daß die Kommis- 
sion die notwendigen Maßnahmen ergreift. 
Sie ist dabei gehalten, nicht von ihrem dem 
Rat unterbreiteten Vorschlag abzuweichen. 

c) In einigen besonders eiligen Fällen, in denen 
die jeweilige Durchführungsmaßnahme inner- 
halb weniger Tage ergehen muß, erscheint es 
geboten, ein Dringlichkeitsverfahren vorzusehen, 
das sich eng an das Verfahren zur Anwendung 
der Schutzklauseln im Bereich der gemeinsamen 
Organisation der Agrarmärkte anlehnt. Es gestat- 
tet der Kommission, nach Anhörung des jeweils 
zuständigen Ausschusses sofort wirksame Maß- 
nahmen zu ergreifen, die jedoch vom Rat auf 
Antrag jedes Mitgliedstaates mit qualifizierter 
Mehrheit abgeändert oder aufgehoben werden 
können. 
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